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Keueſte Tagesnachrichten

Der Verfa er des t rgandtags hat geſtern den Staatsvertrag mit Ko
burg einſtimmig angenommen.

x Zwiſchen dem Evangeliſchen Oberkirchenrat
und der J W r t en iſt eine Verſtändigung über die kirchliche Wahlvorlage erfolgt. Die
Generalſynode tritt bald nach Oſtern zuſammen.

Jn den ter Demmin und Stralſund find
große Landarbeiterſtreiks ausgebrochen.

Jn der geſtrigen Sitzung der verfaſſungswidrigen Natio
nalverſammlu wurde das Kapitalertragsſteuer-
geſeb in zweiter Leſung angenommen.

a. TÜÄ e .ÄX..TVriſenſtimmung im Reichskabinett

Berlin, 3. März.
Die Umgeſtaltung des Reichskabinetts, die

die Erzberger-Kriſe vorausſichtlich nach ſich ziehen wird, dürfte
noch manche Schwierigkeiten bei der Beſetzung der einzelnen Mi-
niſterpoſten ergeben. Trotz entgegengeſetzter Nachrichten hält ſich
das Gerücht von einer neuen Beſetzung des Reichs
wirtſchafts miniſteriums durch einen Fachmann auf
recht. Man ſpricht ſogar davon, daß dieſe Miniſterien wieder ge
teilt werden ſollen, und zwar wie früher in ein Wirtſchafts
und in ein Ernährungsminiſterinm. Für den Poſten
des Ernährungsminiſters wird ein Land wirt geſucht, während
Reichswirtſchaftsminiſter ein im praktiſchen Wirtſchaftsleben
ſtehender Mann, vielleicht ein Großinduſtrieller, werden

ſoll. Endgültige Beſchlüſſe darüber ſind jedoch noch nicht gefaßt
worden. Die Nachrichten über einen eventuellen Nachfolger

Frzbergers bernhen vorläufig auf bloßen Kombinationen.
Der badiſche Finanzminiſter Dr. Wirth wird wohl kaum Erz
bergers Nachfolger werden, vor allem darum nicht, weil ſeine Be
rufung in das Reichsfinanzminiſterium eine Neugeſtaltung
des badiſchen Kabinetts zur Folge haben müßte. Da-
gegen wird die Kandidatur des Unterſtaatsſekretärs
Noesle, der Erzberger zurzeit im Amke vertritt, nach wie vor
beſonders von Zentrumsſeite ſtark betont.

x

Wie wir hören, wird die in der Steuerangelegen-
Erzbergers eingeleitete Unterſuchung noch

ängere Zeit in Anſpruch nehmen, da ſie in umfangreicher Weiſe
durchgeführt werden ſoll. Das Ergebnis der Unterſuchung wird
vom Reichsfinanzminiſterium öffentlich bekanntgegeben werden.

Der Ruf nach den Wahlen
Ein Antrag der Rechtsparteien.

(Von unſerem hf.-Sonderberichterſtatker.)
Berlin, 3. März.

Die Rechtsparteien, die Fraktion der Deutſchen Volkspartei
und der Deutſchnationalen Volkspartei haben heute abend in der
Rationalverſammlung einen gemeinſamen Antrag auf Auf
löſun g der Nationalverſammlung zum 1 Mai ein
gebracht. Die Regierung wird erſucht, die Entwürfe zum
Reichstagswahlgeſetz, zum Geſetz über die
Wahlen des Reich spräſidenten und zum Geſetz
über Volksentſcheid und Volksbegehren mit
größter Beſchleunigung vorzulegen.

Gegen die „Kriegsverbrecher“
Nach dem „Lok.Anz.“ iſt der Deutſche Anwalts

verein, der ſeinen Sitz in Leipzig hat, von denen, die eine
Anklage wegen Kriegsverbrechen erwarten, zurzeit lebhaft in
Anſpruch genommen. Es kommen Anfragen wegen des
vorausſichtlichen Ganges des Verfahrens mit dem Erſuchen
um Namhaftmachung geeigneter Verteidiger. Nun
kann vor dem Reichsgericht jeder deutſche, in die Liſte der
Rechtsanwälte eingetragene Juriſt plädieren. Es gelangen
aber auch ſeitens der Verteidiger Anfragen an den Anwalts
verein wegen Zuweiſung geeigneter juriſtiſcher Unter
ſtützun g. Das ganze Verfahren iſt Neuland und ein ſo
ſchwieriges Gebiet, daß ſich auch der erfahrene Sachwalter in
Strafſachen gern mit einem Kollegen beraten wird, der ge
wiſſermaßen als Korreferent ſich mit ihm in die Sache hin
einarbeitet.

Die Nationalverſammlung hat ſich in dieſen Tagen
ſchon mit dem abgeänderten Verfahren wegen der Kriegs
verbrechen vor dem Reichsgericht zu befaſſen. Die Annahme
der Vorlage vorausgeſetzt werden ſich dann zwei Straf
ſenate ausſchließlich mit den Kriegsverbrechen beſchäfti-

Den für die Behandlung der ſonſtigen anhängigen
en Hilfsrichter an das Reichsgericht berufen werden.

Neu iſt die Beſtimmung des Verfahrens, daß nicht der
berreichsanwalt, ſondern der Erſte Senat das ent

heidende Wort ſpricht, ob das Verfahren einzuleiten ſei.
auch die Anordnung, daß die Erhebung einer An

hage einem früheren Verfahren nicht ent-

Donnerstag, 4. März

gegenſreht. Ein bedenkliches Novum in der Straf-
prozeßordnung, das dem bereits entlaſteten Angeklagten
eine Verſchlechterung ſeiner Lage zumutet. Alles das
ſtellt lediglich ein Entgegenkommen gegen die
Entente dar.

Ein beſonderes Hindernis in dem Verfahren bildet die
Zeugenvernehmung. Es iſt abzuwarten, ob die
Belaſtungszeugen der Entente vor dem Reichs-
gericht ausſagen werden. Jhre protokollariſchen Ver-
nehmungen dürften in einer Sache, wo es um Kopf und
Kragen geht, keinesfalls als ausreichend angeſehen werden.
Sind deutſche Entlaſtungszeugen vorhanden, wie
beiſpielsweiſe bei behaupteten Mißhandlungen in deutſchen
Gefangenenlagern, ſo iſt dies im Jntereſſe des Angeklagten
zu begrüßen. Jm übrigen wird mit vollem Nachdruck darauf
zu dringen ſein, daß die Belaſtungszeugen der Entente nach
Leipzig kommen, wie es ſich in einem Verfahren vor
dem höchſten deutſchen Gerichtshof gehört. Warum ſollten
ſie denn nicht erſcheinen?! Daß ihre perſönliche Sicherheit
gefährdet iſt, davon kann ernſthaft nicht die Rede ſein.

Die neuen Poſtgebühren
Briefporto 30 Pfennig. t e nßprethankchiukt 800 Mark

jährlich.
Ueber die zukünftigen Poſtgebühren, die geſtern im Ver

kehrsbeirat beſprochen wurden, und die mit größter Be
ſcheunigung an Reichs rat und Nationalverſamm-
lung zur Beſchlußfaſſung gehen ſollen, teilen wir mit:

Einfache Briefgebühr unter Fortfall der Ermäßigung
für den Orts und Vorortsverkehr 80 Pfg., für Doppel
briefe 50 Fie Paketgebühr: für 5 Kilogramm im Nah-
verkehr 1,25 Mk., bisher 75 Pfg., Fernverkehr 2 Mk., bisher 1,25
Mark; bis 10 Kilogramm 2,50 Mk., bisher 1,50, 4 Mk., bis
her 2,50 Mk. bis 15 Kilogramm 5 Mk., bisher 8 Mk., bzw. 8 Mk.,
bisher 5 Mk., und bis 20 Kilogramm 10 Mk., bisher 4 Mk., bzw.
16 Mk., bisher 6 Mk. Für dringende Pakete wurde bisher eine
Gebühr von 2 Mk. pro Paket erhoben. Jm Zukunft beträgt die
Gebühr für dieſe Pakete das Dreifache der Gebühr für ein ein
faches Paket. Poſtkarten gebühr in Zutunft einheitlich
20 Pfg. Die Druckſachengebühr wird verdoppelt. Poſt
anweiſungsgebühren in Zukunft: bis 50 Mk. 50 Pfg.,
über 50 bis 100 Mk. 1 Ak., über 100 bis 500 Mk. 1,50 Mk., über
500 bis 1000 Mk. 2 Mk. Jm Poſtſcheckverkehr bleibt es
bei den bisherigen Gebühren. Die Gebühr für Eilbeſtellung
wird verdoppelt. Für Pakete, die nicht ſpäteſtens am zweiten
Tage hoben werden, wird in Zukunft eine Lagergebühr
von 80 Pfg. pro Tag erhoben. Der Zeitungstarif wird
vollſtändig neu geſtaltet. Es wird in Zukunft für eine Nummer
im durchſchnittlichen Gewicht bis zu 20 Gramm 8 Pfg. erhoben,
von 20 bis 50 Gramm 4 Pfg., und je 1 Pfg. mehr für jede weitere
10 Gramm. Die Telephon- und Telegraphen-

ebühren betragen in Zukunft das Doppelte der bisherigen.Die Jahrespauſchgebühr für Telepuonanſchlüffe
beträgt in Zukunft bei einem Netz bis zu 50 Teilnehmern 320
Mark, bisher 160 Mk., bei über 20 000 bis 50 000 Teilnehmern
720 Mk., bei über 100 000 Teilnehmern 800 Mk. Weiter iſt be
abſichtigt, da die Poſt nicht mehr in der Lage iſt, die ſteigenden
Unterhaltungskoſten für die Telephonie- und Telegraphieanlagen
aus den laufenden Einnahmen zu decken, von jedem Fernſprech-
teilnehmer die Zahlung einer einmaligen Gebühr von
1000 Mark für den Anſchluß zu fordern, die vom Reiche ver
zinſt und in dem Augenblick, wo der Teilnehmer den Anſchluß
aufgibt, zurückgezahlt wird. Für die Nebenanſchlüſſe
ſollen 200 Mark gezahlt werden. Eine eventuelle Raten

ahlung für finangiell ſchwächere Teilnehmer iſt vorgeſehen.an hofft, auf dieſe Weiſe einen einmaligen Betrag von 1000

Millionen Mark zu erzielen.

Aufbeſſerung der Eiſenbahnbeamten
(Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“)

Berlin, 3. März.
Nach den nunmehr abgeſchloſſenen Beratungen der Beamten

beſoldungsreform im Schoße der Reichsregierung dürfen die
Eiſenbahnbeamten eine erhebliche Verbeſſerung
ihrer Bewertung erwarten. Der Geſetzentwurf ſieht weitgehende
Aufſtiegsmöglichkeiten in allen Dienſtzweigen vor. Außerdem
W den beſonderen Verhältniſſen im Bahnunterhalt, Zugbetrieb,

ichen, Verſchicben, Stellwerksunderhaltung, Wagenunterhal-
tung und Lokomotivbetrieb dadurch Rechnung getragen werden,
daß den Beamten in dieſen Dienſtſchichten eine Zulage zu
geſprochen wird, die ſich auf 800 bis 600 Mark beläuft.

Das Ende der Türkei
London, 3. März.

Das Reuterſche Bureau erfährt, daß die Türkei in Zu
kunft keine Kriegsflotte halten darf.

Den jetzigen Abſichten des Oberſten Rates zufolge wird die
Verkleinerung des türkiſchen Gebietes die Bevölkerung der
Türkei von 30 auf 6 Millionen vermindern. Die
der Türkei genommenen Gebiere werden vielleicht zur Ueber
nahme eines Teiles der türkiſchen Schuld herangezogen werden.

Konſtantinopel, 3. März.
Infolge des energiſchen Vorgehens der Ententevertreter bei

der Pforte hat der Miniſter des Innern an die Provinzial
behörden An atoliens ein Rundſchreiben gerichtet, in dem er
ihnen empfiehlt, jeden Zwiſchenfall, der Klagen hervorrufen
könnte, zu vermeiden. Man glaubt allgemein, daß dieſes Rund
ſchreiben dem Unweſen der Banden, die auf Befehl ihrer natio-
naliſtiſchen Führer täglich Leute einziehen, Kriegskontributionen
erheben und militäriſche Maßnahmen ergreifen, die mit den Be
ſtimmungen des Waffenſtillſtandes im Widerſpruch ſtehen,
keinen Einhalt tun wird.
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Richtlimen der Deutſchnationalen Volkspartei
für die Mittelſtandzpolitit

Der Berufsſtändiſche Ausſchuß der Deutſch
nationalen Volkspartei für den gewerblichen und kauf-
männiſchen Mittelſtand beſchloß im Einvernehmen mit der
Parteileitung folgende Richtlinien für die Mittel-
ſtandspolitik:

Der gewerbliche Mittelſtand Handwerk, Einzelhandel
und Kleingewerbe muß als unentbehrlicher Beſtandteil
der deutſchen Volkswirtſchaft unbedingt erhalten bleiben.
Er bietet die beſten Aufſtiegmöglichkeiten zur Erlangung der
wirtſchaftlichen Selbſtandigkeit. Wir fordern deshalb eine
ſtetige, zielbewußte Mittelſtandspolitik und eine ausreichende
Berückſichtigung der Eigenart des Handwerks, Einzelhandels
und Kleingewerbes und ihren Schutz bei der Geſtaltung der
wirtſchaftlichen Geſetzgebung, wie dies auch durch den auf
Antrag unſerer Partei in die Reichsverfaſſung aufgenom-
menen Artikel 164 zum Ausdruck kommt.

Frei und ungehindert durch geſetzliche, behördliche und
wirtſchaftliche Bevormundung müſſen alle mittelſtändiſchen
Berufe arbeiten und ſchaffen können. Demgemäß fordern
wir die baldige Aufhebung der Zwangswirt-
ſchaft, den ſchleunigen Abbau der Kriegsgeſellſchaften und
die Freigabe der Waren und Rohſtoffe für das Handwerk
und den legitimen Handel ſowie ihre Genoſſenſchaften.

Jede Sozialiſierung oder Kommunali-ſierung des Handwerks, Einzelhandels oder Klein
gewerbes lehnen wir rundweg ab. Handwerk und Gewerbe
ſind von den Feſſeln des Betriebsrätegeſetzes zu befreien.

Wir fordern die Verſchärfung der Schutzbeſtimmungen
gegen den unlauteren Wettbewerb, die unbedingte
Gleichberechtigung der gewerblichen und kaufmänniſchen Ge
noſſenſchaften ſowie des Einzelhandels mit den Konſunm-
vereinen und ſonſtigen Verbraucher-Organiſationen, die
Einſchränkung des Hauſierhandels.

Weiter fordern wir als Maßnahmen auf dem Gebiete
der Gewerbeordnung insbeſondere: die Einführung
des zweiten Abſchnittes des Geſetzes zur Sicherung der Bau
forderungen auf zehn Jahre in den Orten, wo Bauſchwindel
feſtgeſtellt wird, die Umgeſtaltung des öffentlichen Ver-
dingungsweſens auf der Grundlage der freihändigen Ver-
gebung und des angemeſſenen Preiſes, ſowie die unbedingte
Befolgung der von den Landeszentralbehörden erlaſſenen
Verdingungs- Vorſchriften durch die nachgeordneten Be-
hörden, die Anpaſſung der gemeindlichen Verdingung an
die ſtaatlichen Beſtimmungen, einen angemeſſenen Anteil der
zu vergebenden Lieferungen von handwerksmäßig herzu-
ſtellenden Arbeiten des Reiches, der Länder und der Selbſt
verwaltungskörper für Handwerk und Einzelhandel, die
Ausſchaltung der Konkurrenz, die dem Handwerk durch
Zuchthaus und Gefängnisarbeit, beſonders auch unter Ver
wendung modtoriſcher Kraft, bereitet wird, die Beſeitigung
der nicht unbedingt erforderlichen Regiearbeiten der Be
hörden des Reichs, der Länder und der Selbſtverwaltungs-
körper, die Ausſchaltung der Stadtkonkurrenz, die Zuteilung
eines angemeſſenen Anteils von Rohſtoffen, Halberzeug-
niſſen, Motoren, Werkzeugen und Waren an das Handwerk
und den Einzelhandel aus den von den Reichsbehörden zur
Verfügung ſtehenden und den aus dem Auslande einge-
führten Rohſtoffen, Waren uſw. ſowie die ſchleunigſte Be
ſchaffung von Wohnſtätten für anzuſiedelnde Handwerker auf
dem platten Lande und die Bereitſtellung von Mitteln zur
Anſetzung von Handwerkern in ländlichen Ortſchaften.

Auf dem Gebiet der Erlangung, Ausbildung
und Förderung des gewerblichen und kaufmänniſchen
Nachwuchſes fordern wir namentlich: die Gewährung
von ſtaatlichen Zuſchüſſen und die Heranziehung einer an-
gemeſſenen Zahl Sachverſtändiger bei der Berufsberatung
und Lehrſtellenvermittlung aus den Reihen des Handwerks
und des Einzelhandels, die Bereitſtellung von Mitteln durch
die Gemeinden an minderbemittelte Eltern, deren Kinder in
ordnungsmäßiger Lehrzeit eine Handwerks oder Kauf
mannslehre durchmachen wollen. Die Meiſterlehre muß die
Grundlage der Handwerksausbildung bleiben. Alle Be
ſtrebungen, die Meiſterlehre durch ſtaatliche oder gemeind-
liche Lehrwerkſtätten zu erſetzen, lehnen wir ab. Wir for
dern den planmäßigen Ausbau der Ausbildungsmöglich-
keiten durch gewerbliche und kaufmänniſche Fach und Fort
bildungsſchulen, Meiſterkurſe, Gewerbeförderungsanſtalten
und ähnliche Einrichtungen, die Feſtſetzung der Unterrichts
ſtunden in den Fortbildungs- und Fachſchulen außerhalb der
Arbeitszeit, die Ausbildung von ſelbſtändigen Handwerkern
und Kleinkaufleuten zu Gewerbelehrern Für die Erteilung
des Fachunterrichts, Pflege der Warenkunde und Nahrungs-
mittellehre im kaufmänniſchen Fachunterricht.

Auf dem Gebiete einer zweckentſprechenden Organi-
ſation des Handwerks und Einzelhandels
fordern wir die zeitgemäße Umgeſtaltung des Titels VI der
Gewerbeordnung (Handwerkergeſetz), u. a. die Aufhebung
der Sonderbevormundung des Handwerks (F8 100q, 103h),
die weiteſtgehende berufliche Selbſtverwaltung und demend
ſprechend den Ausbau der Handwerkskammern, Jnnun
und ſonſtigen Berufsverbände in neuzeitlichem Sinne,
Anerkennung handwerklicher Großbetriebe als Handwerks



betriebe, die Einrichtung von Handwerksregiſtern, die Er
richtung beſonderer Abteilungen für das Handwerk und das
gewerbliche Genoſſenſchaftsweſen bei den Reichs und

ndeszentralbehörden, die Beteiligung einer angemeſſenen
Zahl von Vertretern des Handwerks und des Einzelhandels
im Reichswirtſchaftsrat, die Errichtung von Kleinhandels-
ausſchüſſen bei den Handelskammern aus Vertretern des
ſelbſtändigen Einzelhandels.

Bei der Ausgeſtaltung der ſozialen Geſetzgebung for-
dern wir u. a.: die gebührende Rückſichtnahme auf die Ver
hältniſſe im Handwerk und Einzelhandel bei der Regelung
der Arbeitszeit, den Schutz der Arbeitswilligen und die
Jnnehaltung der abgeſchloſſenen Tarifverträge, den unbe
dingten Schutz der Koalitionsfreiheit.

Jn ſteuerlicher Beziehung fordern wir namentlich: die
Beſeitigung jeder übermäßigen Belaſtung des Handwerks,
Einzelhandels und Kleingewerbes in der Steuergeſetz-
gebung, z. B. bei der Einkommen-, Gewerbe-, Betriebs und
Umſatzſteuer; die Umſatzſteuer für Warenhäuſer und Filialen
in Forenſalgemeinden zugunſten der Gemeinden, ſtärkere
Beſteuerung der Warenlager und der Großmühlen.

Endlich verlangen wir die Unterſtützung aller Selbſt-
hilfebeſtrebungen des Handwerks, Einzelhandels
und Kleingewerbes, u. a. die Förderung des genoſſenſchaft
lichen Zuſammenſchluſſes zur Beſchaffung von Kredit, Roh-
ſtoffen, Werkzeugen, Maſchinen, Waren und Lieferungsauf-
trägen, die Bildung von Zentralkreditkaſſen, die Errichtung
von Zentral-Einkaufgenoſſenſchaften für die einzelnen Be
rufe und das Zuſammenarbeiten der gütererzeugenden,
güterverteilenden und güterverbrauchenden Berufszweige
auf der Grundlage der Selbſtverwaltung.

Preußenparlament
Anträge zur Beſeitigung des Mangels an Zeitungspapier.

Berlin, 8. März.
Ein Ausſchußantrag auf Erklärung der Unverletzlich-

keit des Landesverſammlungshauſes wird an-
genommen.

Zur Beratung ſteht der Antrag Hammer (Dn.) auf Ver-
kretung des Handwerks und des Einzelhandels im Reichswirt
ſchaftsrat.

Abg. Hammer (Dn.): Wir beantragen, die Regierung möge
dahin wirken, daß das Handwerk mindeſtens 80 und der
Einzelhandel 10 Vertreter erhalten.

Der Antrag wird angenommen.
Es folgt die förmliche Anfrage Janſen (Dem.) über den

Solinger Generalſtreik.
Abg. Janſen (Dem.) begründet die Anfrage. Er fragt, was

ie Regierung tun werde, um die dortige rechtswidrige Verwen
ng der öffentlichen Mittel Einrichtung von Volks

üſchen) für die Ausſtändigen zu verhindern. Es ſteht außer
Frage, daß es ſich um einen wilden Streik handelt.

Unterſtaatsſekretär Göhre: Die Staatsregierung mißbilligt
dieſes Treiben als einen Mißbrauch öffentlicher Mittel. Sie hat
den Staatskommiſſar Severing angewieſen, einen Aus
gleich herbeizuführen und gegebenenfalls mit Macht
mitteln einzugreifen.

Abg. Bellert (U. S.): Der Tätigkeit Severings ſehen wir mit
Ruhe entgegen. Solange die engliſche Beſatzungsbehörde da iſt,
kann er nicht als Noske auftreten (Große Unruhe.)
Dié engliſche Behörde iſt in den wirtſchaftlichen Kämpfen ob
jektiv. (Erneute Unruhe.)

bg. Linz (Dn.): Zu einem politiſchen Streik ver
ſuchen ja die Unabhängigen jeden Streik zu machen. Man ſoll
den Arbeitern bis an die Grenze des Möglichen bezüglich der
Tarifforderungen entgegenkommen, aber nicht darüber hinaus.

Abg. Dr. Moldenhauer (D. V.): Es iſt bezeichnend, daß Herr
Bellert ſich lieber den Engländern beugt als dem
preußiſchen Staatskommiſſar.

Abg. Woll (Soz.): Wenn die Arbeiter das Plus und Minus
dieſer Streikbewegung zuſammenhalten, dann wird auch ihnen
bald die Ernüchterung kommen.

Die Beſprechung ſchließt.
Es folgt die förmliche Anfrage des Abg. Dr. Lauſcher (Ztr.)

über die Grenzregulierung im Kreiſe Monſchau.
Abg. Dr. Lauſcher: Mit den Kreiſen Eupen und Malmedy

iſt ein erheblicher Teil der Bahnlinie Aachen- St. Vith an
Belgien gefallen. t beabſichtigt die belgiſche Regierung,
auch die dem Kreiſe Monſchau zugehörige Strecke dieſer Bahn-
linie in ihren Beſitz zu nehmen. Was gedenkt die Regierung
dagegen zu tun

Unterſtantsſekretär Göhre: Jn den Artikeln 27 und 365 desedensvertrages iſt feſtgelegt, daß Velgien äußerſtenfalls die
iſe Eupen und Malmedhy einverleibt werden können.

Es fehlt alſo für das Vorgehen der Grenzkommiſſion an jeder

Grundlage. Wenn der deutſche Vertreter bei der Grenzkom
miſſion mit ſeinem
wird die Regierung bei den gegneriſchen Regierungen vorſtellig
werden.

Die Abgeordneten Dr. Reinhardt (Deutſchnat.), Dr.
Gottſchalk (Dem.) und Dr. Moldenhauer (D. Vpt.)
ſchließen ſich den Ausführungen des Antragſtellers an.

Es folgt die r von Anträgen zur Beſeitigung
des Mangels an Zeitungspapier.

Abg. Dr. Rade (Dem.) empfiehlt einen Antrag Fried
berg, den Papierfabriken ausreichendes Papierholz
zur Verfügung zu ſtellen.

Abg. Lüdemann (Soz.) empfiehlt einen Antrag auf
Unterſtützung der Reichsregierung in der Bekämpfung des
Holzwuchers und in der Sicherſtellung der Papier und
Druckſachenbelieferung des Volkes.

Antrag Lüdemann wird einſtimmig angenommen.
Ein Antrag Dr. Reinecke (Zentr.) auf Erhöhung der

Nöotariatsgebühren wird angenommen.
Es folgt die Beratung des Antrags Dr. Ritter (Deutſchn.)

auf Fahrpreisermäßigung für die Jugend.
Die Beratung wird abgebrochen.
Donnerstag 1 Uhr Fortſetzung.
Schluß 534 Uhr.

Vor einem Berliner Bäckerſtreik
Von unſerem hk-Sonderberichterſtatter

Berlin, 3. März.
Bei einer Abſtimmung über Streik oder Nichtſtreik

in den Berliner Großbäckereien hat ſich heute eine
reichliche Zweidrittel- Mehrheit der Abſtimmenden

den Streik entſchieden. Es unterliegt keinem Zweifel,
aß im Laufe des morgigen Tages der Streik erklärt

wird, wenn es nicht noch im letzten Augenblick zu einer Ver
ſtändigung kommen ſollte. Dieſe Möglichkeit iſt bei der
Geringfügigkeit des Streikgrundes nicht ausgeſchloſſen. Es
handelt ſich um eine Differenz von 10 Mark im Wochenlohn.

7

Berlin, 3. März.
Ueber einen bedrohlichen Konflikt im Buchdruckerei-

und Zeitungsgewerbe wird uns mitgeteilt: Der Be
rufsausſchuß der deutſchen Buchdrucker hat ſeit dem 27. Februar
in Berlin getagt, um über weitere Teuerungszulagen zu be
raten. Die Beratungen ſind ergebnislos verlaufen.

Landarbeiterſtreißk in Pommern
Swinemünde, 8. März.

In den pommerſchen S Dem min und Stralſund
ſind große Landarbeiterſtreike ausgebrochen. Die Urſache der
Streike iſt die zehnſtündige Arbeitszeit. Der Aus
ſtand iſt dazu beſtimmt, in den bei der Stralſunder Regierung
begonnenen Tarifverhandlungen den Arbeiterforderungen mehr
Nachdruck zu verleihen.

Wie die P. P. N. erfahren, wird in Mecklenburg auf unge-
fähr 100 Gütern geſtreikt. Die Frühjahrsbeſtellung iſt bis-
er dadurch nicht gefährdet worden. Die Arbeiter wollen an
ahresſtunden 2700 leiſten und 120 Ueberſchichtſtunden,

während die Arbeitgeber eine Leiſtung von 2900 Stunden ver
langen. An Lohn fordern die Arbeitnehmer 5000 Mark pro Jahr
unter Anrechnung der Naturalleiſtungen, die Arbeitgeber wollen
etwas über 4000 Mark bewilligen. Jn Roſtock finden heute dieVerhandlungen des Schlichtungeausſchuſſes ſtatt. Die
mecklenburgiſche Vegierung iſt entſchloſſen, die ſchärfſten Maß-
nahmen zu ergreifen, falls von einer der beiden Seiten der
Schiedsſpruch nicht angenommen wird und weiter geſtreikt
werden ſollte.

Kusſchreitungen in Niederbayern
München, 8. März.

niederbayeriſchen Städten Straubing und
Paſſau kam es zu ſchweren Unruhen, wobei es Toteund Verwundete a Jn Straubing ſtürmte der verhetzte
Mob das Landgerichtsgefängnis und befreite zwei verhaftete
Schwarzſchlächter, die von einem Beamten der Landeswucher-
abwehrſtelle in Haft genommen worden waren. Außerdem wurde
ohne Erfolg nach dem Beamten der Landeswucherabwehrſtelle ge
ſucht. Die Unruhen in dieſer Stadt ſetzten ſich am Dienstag fort.
Die Bürger und Reichs wehr wurde aufgeboten. Es kam
rer wobei es auf ſeiten der Den en zwei Tote,

unter den Redakteur der neugegründeten ſozialdemokratiſchen
„Neuen Tagespoſt“, und mehrere Verwundete gab. Die Lage iſt
kritiſch. Die Verhängung des Standrechtes ſteht be
vor. Jn Paſſau wurde eine Theatervorſtellung für die freien
Gewerkſchaften, in der das Drama „Kurt Eis neéer“ aufgeführt
wurde, durch Reichswehrſoldaten und Studenten geſprengt Es
kam zu Schlägereien vor dem Gebäude zwiſchen Ziviliſten
und Reichswehrſoldaten, wobei einige Perſonen verletzt wurden.
Die alarmierte Garniſon räumte mit Schreckſchüſſen den Platz.

Jn den

Widerſpruch nicht durchdringen ſollte, dann Was Deutſchland zahlen muß
Amſterdum, 3. März

„Telegraf“ meldet aus London: BVonar Law erklä.te im
Unterhaus in Beantwortung einer Anfrage, der Wert de
Lebensmittel, die Deutſchland bezahlt habe, und deren
Lieferung bereits durchgeführt worden ſei, habe bis zum 13. Fe.
bruar 15 149 676 Pfund Sterling betragen, während der Wert
der laut Kontrakt noch zu liefernden Lebensmittel zu demſelben
Zeitpunkt ſich auf 655 473 Pfund Sterling belaufe.

Geographie im Auswärtigen Amt
m re Nr. 88 war dieſer Tage folgende
Bekanntmachung zu leſen:

Das im „Reichsgeſetzblatt“ von 1907, Seite 279
druckte, am 6. Juli 1900 in Genf unterzeichnete Abkommen

ur Verbeſſerung des Loſes der Verwundeten und Krankenbei den im Felde ſtehenden Heeren iſt von dem orien
taliſchen Freiſtaat Uruguah ratifiziert worden; die
Hinterlegung der Ratifikationsurkunde iſt am 25. November
1919 in Bern erfolgt.

Dieſe Bekanntmachung ſchließt ſich an die Bekanntmachung
vom 10. Januar 1920 (Reichs-Geſetzbl. S. 42) an.

Berlin, den 11. Februar 1920.
Der Reichsminiſter des Auswärtigen

gez. Müller.
Wie wohl jeder, der eine deutſche Schüle auch Volksſchule
abſolviert hat, wiſſen ſollte, gibt es in Südamerika

eine kleine Republik Uruguay. Der anmtliche Name dieſes
Landes lautet: „Republica oriental del Uruguay',
d. h. zu deutſch: „Freiſtaat öſtlich des Uruguay',
weil nämlich der Staat öſtlich des Fluſſes Uruguay gelegen iſt,
wie ein Blick auf die Karte von Südamerika lehrt.

Wenn nun unſer Auswärtiges Amt daraus einen „Orien-
taliſchen Freiſtgat Uruguaghy“ macht und dieſen Namen
ſogar im „Reichsgeſetzblatt“ erſcheinen läßt, ſo iſt die Annahme
gerechtfertigt, daß im Atlas des Auswärtigen Amtes der Staat
Uruguay wahrſcheinlich auf der Karte des Orients, vielleicht in
der Nähe von Siam oder bei den indiſchen Kleinſtaaten zu
ſuchen iſt.

Der Fehler in der Ueberſetzung des amtlichen Namens
„Republica oriental del Uruguay“ liegt eben darin, daß
man das Wort „oriental“ als zu „Republica“ ſtatt zu „del
Uruguay“ gehörig angeſehen hat.

Wenn aber gerade das Auswärtige Amt derartige Schnitzer
macht, und noch dazu im „Reichsgeſetzblatt“ veröffentlicht, ſo iſt
das nicht dazu angetan, das Vertrauen zu den Bearbeitern
unſerer auswärtigen Angelegenheiten, das doch gerade in jetziger
Zeit von allergrößter Bedeutung iſt, zu heben.

Die Beſchlagnahme der Broſchüre
„Der Rattenkönig“ rechtsungültig

Eine Berliner Lokalkorreſpondenz ſchreibt:
Wie erinnerlich ſein dürfte, iſt vor kurzem eine in Berlin

erſchienene Broſchüre „Der von Sincton Upclairdurch Verfügung des Oberkommandos Noske vom 20. Februar
verboten worden. zu der Begründung des Verbotes heißt es,
daß der Verfaſſer durch die Schrift die jetzige Regierung und
ihre einzelnen Vertreter durch ſenſationelle Darſtellung von in
keiner Weiſe erwieſenen Tatſachen zu verdächtigen und das
deutſche Volk zur Beſeitigung der Regierung aufzuhetzen ver
ſuche. Der Oberbefehlshaber ſieht hierin die Gefahr, daß Er
regung in die Bevölkerung getragen und die öffentliche Ordnunggefahr et werden könne.

Wie Rechtsanwalt Dr. Hartte, der Rechtsbeiſtand des
Vexlages, mitteilt, iſt die Verfügung des Oberbefehlshabers aus
mehreren Gründen r Gegen die Beſchlag
nahme der Broſchüre iſt beim Reichswehrminiſter und bei der
Reichsregierung Beſchwerde erhoben worden, da die Noskeſche
Verfügung ſchon aus formellen Gründen zu Unrecht beſteht.

Zeichen der Zeit. Jn Mur nau in Oberbayern verlangt,
wie der „Lok.-Ang.“ meldet, eine mit zahlreichen Unterſchriften
aus der Bürgerſchaft verſehene Eingabe an den Verſchönerungs-
verein die Ausſchließung der Juden von dem diesjährigen Som-
merbeſuch, damit nicht Zuſtände wie in Garmiſch-Parlenkirchen
entſtünden.

Die Granate im Schmelzofen. (Drahtnachricht.) Ein
ſchweres Exploſionsunglück ereignete ſich geſtern vormittag auf
dem Waldwerk der deutſch-luxemburgiſchen Bergwerks« und
Hütten Aktiengeſellſchaft in Brandenburg. Beim Einfüllen
leerer Granathülſen in den Schmelzofen kam auch eine gefüllte
Granate in den Ofen, die eine furchtbare Exploſion verurſachte.
Der Ofen wurde vollſtändig auseinandergeriſſen. Der Brand
dauert noch an, und zwas- ſo ſtark, daß man ſich der Unglücks
ſtelle nicht nähern kann. Getötet wurden drei Perſonen,
eine ſchwer und zwei leichter verletzt. Der Sachſchaden beträgt
über 1 Million Mark. Der Betrieb geht weiter, da der zweite
Schmelzofen nicht beſchädigt iſt.

c „G
(Nachdruck verboten.)

Das Spiel mit dem Tode
58)] Roman von Lola Stein.
„Amerikanisches Copyright 1919 by Carl Duncker, Berlin.

„Aber welche Abſicht ſollte Herr Lindner, der Jhnen doch
Rpheſangen gegenüberſtand, gehabt haben, Sie zu

änken?“
„Er ſtand mir durchaus nicht unbefangen gegenüber,“

erwiderte Bronſart ziemlich lebhaft, „meineer Anſicht nach
intereſſierte ſich Herr Axel Lindner ſelbſt ſehr ſtark für ſeine
Schwägerin und war nach Deutſchland gekommen, mit der
Abſicht, ſie zu heiraten. Sei es ihrer Perſon, ſei es ihres
großen Vermögens wegen. Daß ich ihm zuvorgekommen
war, verſtimmte ihn ſichtlich gegen mich. Später hat er ſich
dann anſcheinend geſagt, daß eine Anklage gegen mich, und
meine Verurteilung, die ja nach ſeiner Anſicht erfolgen
r ihn am leichteſten in den Beſitz des Vermögens bringen
würden.“

„Raoul!“ Es war Maja Lindner, die ſeinen Namen wie
einen Schrei hervorſtieß, die in tiefſter Scham und in tief
ſtem Schmerze ihr Haupt in den Händen verbarg.

Axel Lindner war ſehr bleich geworden. Der Vorſitzende
ſchüttelte mißbilligend den grauen Kopf.

„Jſt das alles, was Sie uns zu ſagen haben, Ange
klagter? Jhre Worte entlaſten Sie nicht, im Gegenteil, ſie
belaſten Sie nur noch mehr.“

„Man iſt eben gegen mich hier im Saale. Aber es wird
keinem Zeugen gelingen, Beweiſe für meine vermeintliche
r eizubringen, weil ſolche Beweiſe nicht exiſtieren

nnen.“
Er ſetzte ſich und verſchränkte die Arme. Der Vorſitzende

Maja Lindner gewandt:
teilen wohl dieſe Anſicht Jhres Verlobten in bezug

Sie ſchüttelte heftig verneinend2 er e ihren älten Zügen die Peinan Die ihn Worte in e h

„Sie halten Herrn Axel Lindner keiner niedrigen Be
weggründe für fähig, Frau Lindner?“ fragte der Vor
ſitzende.

„Jch halte ihn keiner niedrigen Beweggründe für fähig,“
entgegnete Maja Lindner mit leiſer, doch entſchiedener
Stimme.

Die Vernehmung nahm ihren Fortgang. Nach Arxel
Lindner kam als nächſter Zeuge Dr. Günter Herford.

Er hatte die Angeklagten nur wenige Male zuſammen
geſehen. Aber auf jenem Feſte bei Kroll hatte er ſie ge
troffen und ihren frühen Fortgang bemerkt. Er erzählte,
daß er ihnen ins Veſtibül gefolgt war und, von Beſorgnis
um Frau Lindner getrieben, den Portier nach der Adreſſe
gefragt habe, die dieſer dem Kutſcher gegeben. So habe er
erfahren, daß Dr. Bronſart mit Frau Lindner zu Adlon ge
fahren ſei.

Eine ſtarke Bewegung ging durch die Zuhörer. Ah
das war geſchehen! Alſo hatte doch ein geheimes Einver-
ſtändnis zwiſchen den Angeklagten geherrſcht, das wie Schuld
und Verrat anmutete. Man ſpitzte die Ohren nun wür-
den intereſſante Dinge zur Sprache kommen.

Der Vorſitzende wandte ſich an Dr. Bronſart.
„Warum haben Sie uns dieſe Tatſache bei Jhrem Ver

hör verſchwiegen, Angeklagter?“
„Weil ſie für meine Schuld oder Nichtſchuld kaum ins

Gewicht fällt. Und weil ich der Anſicht war, daß ich Frau
Lindner nicht ganz unnötig zu kompromittieren brauchte. Bei
der Schlechtigkeit und Unüberlegtheit. der Menſchen wird ihr
dieſer Schritt ja doch ganz anders ausgelegt werden, als wie
er wirklich begangen wurde.

„Nun, über das Verſchweigen dieſer Sache dürften
unſere Anſichten auseinandergehen,“ meinte der Vorſitzende.
„Dieſes Alleinſein mit der Angeklagten zur ſpäten Abend-
ſtunde belaſtet ſie beide ſtark, wirft ein neues Licht auf Jhre
Beziehungen. Wollen Sie uns ſagen, warum Sie das Feſt
frühzeitig verließen und zu Adlon fuhren?“

„Jch wünſchte endlich einmal eine vernünftige Unter
redung mit Frau Lindner zu haben,“

„Jn ihrem eigenen Hauſe und bei Kroll bot ſich mir keine
Gelegenheit dazu.“

„Warum ließen Sie ſich ein reſerviertes Zimmer geben,
warum gingen Sie nicht in das allgemeine RNeſtaurant? Dort
hätten Sie ebenſogut ungeſtört ſprechen können?“

Raoul Bronſart biß ſich auf die Lippen. Alſo auch das
wußte man. Er wandte plötzlich den Kopf und muſterte die
aufgeregt wiſpernden Menſchen im Zuſchauerraum mit einem
verächtlichen Blick. Wie er ſie haßte und verachtete, ſie alle,
die aus bloßer Neugierde an den Schmerzen und Qualen
ihrer Mitmenſchen gekommen waren und hier dieſe ganze
Verhandlung wie ein ſpannendes Schauſpiel miterlebten!

Er antwortete nach einer kurzen Pauſe. „Jm Reſtau
rant hätten wir zu leicht geſehen werden können. Von
irgendwelchen weitläufigen Bekannten, die es Lindner nakür
lich hinterbracht hätten. Wir hätten uns damit nur Unan
nehmlichkeiten ausgeſetzt.“

„Und Sie behaupten, daß es ſich bei jenem Zuſammen
ſein lediglich um eine Unterredung handelte, daß nichts
Strafbares, nichts Verbotenes zwiſchen Jhnen und Frau
Lindner vorgefallen iſt?“

Raoul Bronſart verlor ſeine eiſerne Ruhe. Erregt gab
er die Verſicherung, daß Maja Lindner ſich keiner Untreue
gegen ihren Gatten ſchuldig gemacht habe, daß nur eine Be
ſprechung zwiſchen ihnen ſtattfand.

Maja Lindner machte dieſelben Ausſagen wie ihr Ver
lobter. Dann wurde der Kellner gehört, der ſie damals bei
Adlon bedient hatte. Aber er konnte nichts Weſentliches be
richten. Er hatte wohl bemerkt, daß die Herrſchaften erregt
waren, aber weiter nichts.

Darauf wurde Frau Gertrud Lindner vernommen. Auch
ſie ſprach ſtark zugunſten ihrer Schwiegertochter. Ihre wich
tigſte Mitteilung war, daß ihr gegenüber ihr Stiefſohn von
Majas Wunſch ſich von ihm ſcheiden zu laſſen, geſprochen, und
daß er in ihrer und Raoul Bronſarts Gegenwart er
hatte, daß er ſein Weib niemals von ſich laſſen wollte

(Tortſetzung folgt.)
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Bismarck gegen Cotta
Der Rechtsbeiſtand des Fürſten Otto von Bis-

arck, Geh. Juſtizrat Jrmler, verſendet folgende Er
13 der Angelegenheit betr. die Veröffentlichung des
enannten dritten Vandes der „Gedanken und Erinne

gen“, des Fürſten Otto v. Bismarck hat der Cottaſche
ſag Ende Januar dieſes Jahres durch die Preſſe eine
regung veröffentlichen laſſen, die geeignet iſt, ein falſches

der Sachlage zu geben. Dieſe Veröffentlichung iſt,
Fürſt Bismarck damals in der Schweiz abweſend war,

ver erſt verſpätet zu ſeiner Kenntnis gelangt. Jn den
entlichſten Punkten ſoll ſie nunmehr richtiggeſtellt werden.

Nachdem ſchon der Vertrag zwiſchen dem Fürſten
rhert v. Bismarck und dem Cottaſchen Verlage vom
Auguſt 1900 die Veröffentlichung des ſogen. dritten

ndes bis zum Ableben des Fürſten Herbert, mindeſtens
pis zum Jahre 1910 hinausgeſchoben hatte, verſtändig-

beide Vertragsteile im Jahre 1904 ſich dahin, daß die
öffentlichung nicht zu Lebzeiten Kaiſer Wilhelms II. er-
gen dürfe. Jn Verfolg dieſer Verſtändigung, die vom
alage verſchwiegen wird, überſandte Fürſt Herbert dem
ten eine „kurze Vorrede“, die dem dritten Bande beige-
hen und den Aufſchub der Veröffentlichung bis zum Ab-
en des Kaiſers erklären ſollte. Der Verlag beſtätigte den
nyfang dieſer Vorrede. ohne ihrem Jnhalte zu wider
echen. Nach dem Hinſcheiden des Fürſten Herbert wünſchte
ne Wilwe jene Verſtändigung ſchriftlich niederzulegen, und
traf im März 1905 mit dem Verlage Cotta eine ent
ahende Vereinbarung. Daß der Verlag hierbei lediglich
m Wunſche der Witwe des Fürſten Herbert

ichgegeben“ habe, iſt unrichtig; dieſes ſogen. Nach
en hat die Frau Fürſtin dadurch erkauft, daß ſie
die nach dem Vertrage vom 22. Auguſt 1900 vom Ver-
x zu entrichtenden Abgaben (25 v. H. des Ladenpreiſes
broſchierten Exemplare für jedes verkaufte Exemplar

bei Verkauf des Ueberſetzungsrechtes die Hälfte des Ver
ufspreiſes) verzichtete.
2. Der Verlag behauptet, Fürſt Bismarck habe die

ratſache“, daß das Abkommen vom März 1905 durch
Sturz der Monarchie „ſeine Rechtskraft ver

ren hätte, anerkannt“. Die Vorverhandlungen
r den ſpäteren Vertrag vom Ende Juli 1919 ergeben das
wenteil. Der Fürſt hat bis zum letzten Augenblick, näm
noch unterm 25. Juli 1919, für den Fall der Veröffent
ung des ſogen. dritten Bandes „unweigerlich verlangt“,

g durch ein Vorwort nach außen erkennbar gemacht werde,
h für den Verlag ein Rechtsgrund zum Rücktritt von der
raglich zugeſicherten Sperre des „dritten Bandes“ nicht

gelegen habe, daß deshalb Einſpruch gegen die Veröffent
ung erhoben worden ſei, und daß der Verlag glaube, ſich
er dieſen Einſpruch wegſetzen zu ſollen“. Dieſem „un-
igerlichen Verlangen“ gab der Verlag nach, indem er als-
d der vom Fürſten verlangten Faſſung des Vorworts
damit dem Vertrage zuſtimmte. Wenn Fürſt Bismarck
h monatelangen Verhandlungen ſich ſchließlich zu der Er
rung beſtimmen ließ, daß er dem Vorgehen des Verlags
im Recht swege entgegentreten wolle, ſo handelte
gemäß dem Rate ſeines damaligen Rechtsbeiſtandes; ſein
nliches Nechtsempfinden erfuhr hierdurch keine Wand
g und iſt von ihm ſtets vertreten worden.
Juch die Fürſtin Herbert hatte, als der Verlag un

itelbar nach der Revolution durch Schreiben vom 10. De
ber 1918 an ſie mit dem Anſinnen herantrat, den
Pand ſofort zu veröffentlichen, in ihrer Antwort vom
Dezember keinen Zweifel gelaſſen, daß eine ſolche Ver-

fentlichung nach ihrer Anſicht nicht nur mit den getroffenen
reinbarungen nicht übereinſtimme, ſondern auch bei der
glücklichen Lage des Kaiſers dem Sinne des großen Toten

t entſpreche. An dieſer Auffaſſung der fürſtlichen
milie haben auch die Ereigniſſe der Zwiſchenzeit, ins-
ſondere die Veröffentlichung der Briefe des Kaiſers an den
ſſer Franz Joſef und an den Zaren, nichts zu ändern
rmocht. Jhr Urteil über die Vorgänge von 1890 und
ter ſteht von jeher feſt.

3. Der Verlag behauptet endlich, Fürſt Otto v. Bismarck
e „gegen Zahlung eines Zuſatzhonorars“

Veröffentlichung des dritten Bandes vor Weihnachten
9 zugeſtimmt. Hierdurch muß der Anſchein erweckt wer

als habe der Fürſt durch die Gewährung pekuniärer
rteile ſich zum Nachgeben beſtimmen laſſen, ein Anſchein,

m auch nicht durch die beiläufige Bemerkung verhindert
cd, daß dieſes „Zuſatzhonorar“ zu wohltätigen Zwecken
ſimmt wurde. Richtig iſt aber, daß ein „Zuſatz-
onorar“ weder vom Fürſten verlangt noch
berhaupt neu vereinbart worden iſt. Der
lag erklärte vielmehr im Laufe der Verhandlungen aus
genem Antriebe insbeſondere durch Brief ſeines Rechtsbei-
des vom 15. April 1919), er könne natürlich, wenn er
e Vereinbarung von 1905 beſeitigt ſehen wolle, nicht ohne
iteres das Abkommen vom 22. Auguſt 1900 überſpringen
d werde deshalb die mit dem Fürſten Herbert vereinbarte
lbgabe vom Ladenpreis“ zahlen müſſen. Dieſe rechtliche
ge war in der Tat unabweisbar, wenn der Verlag das
kommen von 1905 beiſeite ſchob. Es widerſtrebte aber
n Empfinden des Fürſten, daß ihm perſönlich aus der

m ihm ſtets gemißbilligten alsbaldigen Veröffentlichung
endein Vorteil erwachſen ſollte, und deshalb beſtimmte
dieſe Abgabe zu wohltätigen Zwecken. Er hat alſo nicht

t ein „Zuſatzhonorar“ ſich nicht ausbedungen, ſondern
r die ihm von Rechts wegen zuſtehende laufende Abgabe
rückgewieſen.

Venn ſchließlich der Verlag ſich ein Urteil darüber an
tht, was der Enkel den Manen ſeines großen Ahnherrn
uldig ſei, ſo muß dies auf das entſchiedenſte zurückge-
ieſen werden. Hierüber zu befinden, ſteht lediglich dem
ürſten Bismarck zu.

Oberkirchenrat und Staatsregierung
„Vie der „Evang. Preſſedienſt“ von gutunterrichteter Seite
hrt, ſind die kommiſſfariſchen Verhandlungen zwiſchen dem
nen Oberkirchenrat und der Staatsregierung nunmehr
m Abſchluß gelangt. Das Ergebnis iſt, daß die drei Miniſter
n gegen die Einberufung der Generalſynode erhobenen Be
e als erledigt anſehen, ſo daß die Generalſynode
t vorausſichtlich am 10. April zunen treten wird. Die drei Miniſter ſind ferner bereit,
ind eine nach den vom Kirchenregiment vorgeſchlagenen
äten gewählte. Verfaſſunggebende Kirchenverfammlung

Fetritt, ihre kirchlichen Rechte in die Hände
berkirchen rates und des o h n oikandag zu lag

Auch auf em ergängzendes Staatsgeſetz zu den Beſchlüſſen
einer ſolchen Konſtituante ſoll verzichtet werden, ſo daß die preu

feſte Landeskirche in der Lage ſein wird, ihre künftige Ver-
aſſung in völliger Freiheit zu beſchließen.

Andererſeits hat der Oberkirchenrat ſich bereit erklärt, einer
Aenderung der Drittelung der Abgeordneten
zur Verfaſſunggebenden Kirchenverſammlung zuzuſtimmen. Wäh-
rend nach der bisherigen Vorlage die gewählten Mitglieder zu

einem Drittel Geiſtliche, zu einem Drittel Aelteſte und zu einem
Drittel ſonſtige erfahrene Männer und Frauen der Kirche, gleich-
gültig ob Geiſtliche oder Laien, ſein ſollten, ſollen nunmehr die
Geiſtlichen vom letzten Drittel ausgeſchloſſen
ſein, ſo daß zwei Drittel der gewählten Mitglieder aus Laien
beſtehen würden.

Endlich hat ſich der Oberkirchenrat bereit erklärt, die Zahl
der Zuſatzſtimmen für die großen Gemeinden zu vermehren, um
das große Uebergewicht der Landgemeinden beſſer auszugleichen.
Vorausſetzung für alle dieſe Aenderungen bleibt natürlich eine
entſprechende Beſchlußfaſſung der Generalſynode,
die durch die vom Oberkirchenrat und vom Generalſynodal-
vorſtand gepflogenen Verhandlungen nicht gebunden iſt.

Durch dieſe Verhandlungen wird übrigens auch der Entwurf
zur Verfaſſung für Preußen“ unmittelbar berührt.
Die in S 63 dieſes Entwurfs gegebenen Vorſchläge über die Rege-
lung des landesherrlichen Kirchenregimgnts waren bereits im
Druck, als die Verhandlungen zwiſchen der Staatsregierung und
dem Oberkirchenrat zum Abſchluß gelangten. Der S 63 wird
nunmehr eine andere Faſſung erhalten, die den in
jenen Verhandlungen feſtgeſtellten berechtigten Jntereſſen der
evangeliſchen Landeskirche an einer Mitwirkung bei der künftigen
Ausgeſtaltung des Kirchenregiments Rechnung trägt.

Verfaſſungswiörige Kationalverſammlung
Das Kapitalertragsſteuergeſetz in zweiter Leſung ange-
nommen. Die Unruhen im reheiniſch weſtfäliſchen

Jrnduſtriegebiet.
Berlin, 3. März.

Präſident Fehrenbach eröffnet die Sitzung um 1 Uhr 25 Min.
Zur Beratung ſteht zunächſt der Antrag Frau Agnes und

Genoſſen (U. S.) betreffend Außerkraftſetzung einer für
die Regierungsbezirke Düſſeldorf, Arnsberg, Münſter
und Minden erlaſſenen Verordnung des Reichspräſidenten
in Verbindung mit dem Antrage derſelben Partei betreffend
Außerkraftſetzung einer weiteren Verordnung des Reichspräſi-
denten in Verbindung mit dem Antrage derſelben Partei be-
treffend Außerkraftſetzung einer weiteren Verordnung des
Reichspräſidenten für das Reichs gebiet.

Abg. Dr. Cohn (U. S.) begründet die Anträge. Die Ver-
ordnungen, die u. a. die Zuchthausſtrafe für Brandſtiftung, Be
ſchädigungen von Eiſenbahnen uſw. in Todesſtrafe um-
wandeln, ſind der Nationalverſammlung erſt vor acht Tagen
zugegangen. Sie ſind zurückzuführen auf das Geſetz gegen die
Unabhängigen im Anſchluß an die Vorgänge am Reichs-
tag. Sie richteten ſich zuerſt nur gegen die Jnduſtriebezirke,
dann aber gegen das Reich mit Ausnahme von Bayern,
Sachſen, Württemberg und Baden Die Nainlinie
wird alſo von neuem gezogen. Die Maßnahmen richten ſich
gegen die unabhängige Partei und arbeiten mit den alten, auf
das ſchärfſte angewandten Mitteln, wie dem Zeitungs-
verbot, der Aufhebung der Verſammlungsfrei-
heit. Vom Standpunkt der Regierung dürfte eigentlich nur
eine Redeverbot erfolgen, nämlich ein ſolches gegen den Miniſter
Noske, der die ausländiſche und inländiſche Politik für einen
Porzellanladen anzuſehen ſcheint, auf den er mit Jnterviews
mit Jn- und Ausländern losſchlagen darf. Die Vorbereitungs-
zeit für die Betriebsratswahlen wird benutzt, um die
unbequemen Perſonen von der Oppoſition feſtzuſetzen. Bei der
Beratung der Verfaſſung iſt es niemand eingefallen, mit dem
Artikel 48 dem Reichspräſidenten oder gar dem Reichswehr-
miniſter das Recht einzuräumen, in einem Bezirk des Reiches,
wie in Düſſeldorf, beſondere Gerichte einzuſetzen, die nur
auf Todesſtrafe erkennen dürfen. Die heutige Regierung miß-
braucht ihre Machtmittel genau ſo wie die alte.

Reichsjuſtizminiſter Schiffer: Die Ausführungen des Vor-
redners widerſprechen dein Ceiſte des Artikels 48 der Reichs-
verfaſſung. Es iſt in dem Artikel ſogar genau vorgeſehen, welche
Paragraphen der Reichsverfaſſunng durch Verordnungen des
Reichspräſidenten betreffend

Aufrechterhaltung der Ordnung
außer Kraft geſetzt werden können. Jn einer demokratiſchen
Regierungsform beſteht gar kein Bedenken, der Regierung un
beſchränkte Machtbefugniſſe zu geben, denn es beſteht kein
Gegenſatz zwiſchen Parlament und Regierung. Die demokra-
tiſche Regierung muß ſtark ſein. Sie darf unter Verantwortung
du dem Parlament alle Mittel anwenden, um die Ordnung zu

hren.Reichswehrminiſter Noske: Die wilden Eiſenbahner-
ſtreiks, die Vorgänge vor dem Reichstag zwangen die Regie
rung zu energiſchen Maßnahmen. Die Verordnung richtet ſich
gegen bewaffnete Banden, nicht gegen lohnſtreikende
Bergleute. Die Todesſtrafe, von der ſo viel die Rede iſt, iſt von
der Beſtätigung des Reichspräſidenten abhängig. Bedroht wird
lediglich, wer an einem Aufruhr teilnimmt. Wir haben mit der
Anwendung ſchärfſter Mittel bis zum äußerſten gewartet. Wirk-
ſam gemacht von der Verordnung iſt lediglich der erſte Teil,
der die außerordentlichen Gerichte betrifft. Es iſt nur

Verhetzung dex Bergleute,
wenn behauptet wird, Streikende ſeien wegen ihres Streikes vor
dieſe Gerichte gebracht worden. Ein Kriegsurteil iſt nicht gefällt
worden. Als die Unabhängigen im Kohlengebiet die Herrſchaft
hatten, war es ſchlimmer als unter dem Belagerungs-
zu ſt and. Der Belagerungszuſtand im Jnduſtriebezirk bleibt
beſtehen, ſo lange dort Gewalt und Terror einer Minderheit
abgewehrt werden müſſen. Der furchtbare Ernſt der Lage
unſeres Landes geſtattet nicht, auf ſchnelle Anwendung ernſter
Mittel zu verzichten. Alle, die über Gewalt ſchreien, mögen
ſelbſt auf die Gewalt verzichten. (Beifall.)

Abg. Löbe (Soz.): Wir ſtimmen gegen den Antrag.
Abg. Henke (U. S.):

Deutlichkeit geſagt, welche Gefahr in einer ſo koloſſalen Voll
macht des Reichspräſidenten liegt. Noske und
Seinesgleichen üben eine Diktatur der Minderheit aus.

Die Anträge werden abgelehnt.
Es folgt die zweite Beratung des Entwurfs eines Kapital-

ertragsſteuergeſetzes.
Abg. Dr. BraunFranken (Soz.) als Berichterſtatter beſpricht

eine Reihe von Petitionen von Wohltätigkeits- und wiſſenſchaft
lichen Anſtalten. Es ſei dem Ausſchuß ſehr ſchwer geworden,
dieſen Wünſchen, ſowie denen der kleinen Sparer und
Rentner Rechnung zu tragen, da das Geſetz eigentlich
keine Differenzierung erträgt. Aber durch die Ein
führung der Rückerſtattung habe man dieſen ſozialen Forde
rungen einigermaßen entſprochen.

Zu S Z3, Befreiung von der Steuer, begründen die Abgeord
neten Dr. Dern burg (Dem.), Dr. Blunck (Dem.) und Her
mann Württemberg (Dem.) eine Reihe von Anträgen.

Abg. Gruber (Zentr.) wünſcht eine beſondere Berückſichtigung
der freien Berufe, zumal der Journaliſten und der Schriftleiter.

Unterſtaatsſekretär Morsle mahnt zur Vorſicht bei weiteren
Befreiungen von der Steuer.

Abg. Dr. Rießer (D. Vpt.): Eine beſondere Berückſichtigung
der freien Berufe wäre zu erwägen, wenn eine angemeſſene
juriſtiſche Form dafür gefunden werden könnte.

Nach weiteren Auseinanderſetzungen wird F 83 in der Aus
ſchußfaſſung angenommen, mit einigen Abänderungs-
antragen der Demokraten darunter demijenigen, daß bei dan auf

Miniſter Schiffer hat mit aller

Grund des Reichsſtempelgeſehes angemelbeten Betrieben nur
der Ueberſchuß der Zinſeneinnahmen über die Zinsausgaben im
laufenden Rechnungsjahr der Steuer n r t, ebenſo
demjenigen, daß die Kirche und religiöſe emein-
ſchaften vom Geſetz aus genommen werden.

s 7 wird auf Antrag Blunck (Dem.) in der folgenden
Faſſung angenommen: „Steuerträger iſt der Gläubiger. Die
Neberwälzung der Steuer iſt verboten.“

Der Reſt des Geſetzes wird angenommen.
Morgen 1 Uhr: Landesſteuer und Geſetzentwurf betreffend

Kriegsverbrechen.
Schluß 6 Uhr.

Der Verfaſſungsausſchuß der Nationalverſammlung nahm
in ſeiner Sitzung den Geſetzentwurf zur Ergänzung des Geſetzes
zur Verfolgung von Kriegsverbrechen und Kriegsvergehen vom
18. Dezember 1919 an.

Provinz Sache
Halberſtadt, 28. Febr. (Findigkeit der Poſt.) Auch

unter dem neuen Regime hat die deutſche Reichspoſt allem An-
ſcheine nach nichts von ihrer oft bewährten Findigkeit eingebüßt,
von der die nachſtehend erzählte hübſche kleine Begebenheit er
neut Zeugnis gibt. Ein Gartenbeſitzer in der Nähe von Halber-
ſtadt machte vor kurzem die Bekanntſchaft eines auswärtigen Ge-
ſchäftsreiſenden, mit dem er am Stammtiſch eine Partie Skaf

Jm Laufe der Unterhaltung erzählte der Gartenbefitzer
Tiſchrunde von einem Mißgeſchick, wo er beim Obſtpflücken

aus dem Vaum gefallen ſei. Weiter ſtellte der Obſtbauer dem Ge-
ſchäftsmann geſprächsweiſe für den kommenden Sommer in
Ausſicht, ihm ein Quantum Obſt zu liefern. Als nach einiger
Zeit der Reiſende dem Obſthändler ſchreiben wollte, um mit ihm
über die Lieferung des Obſtes rechtzeitig nähere Vereinbarungen
zu treffen, mußte er zu ſeinem Aerger bemerken, daß er den
Namen ſeines Stammtiſchfreundes vergeſſen hatte. Trotzdem
verſuchte er ſein Heil mit einer Poſtkarte, der er die folgende
Adreſſe gab: „An den Obſtgartenbeſitzer in R., der im vorigen
Sommer aus ſeinem Apfelbaum gefallen iſt.“ Und ſiehe da: die
Karte mit der eigenartigen Anſchrift kam mit einer geringen
Verzögerung allerdings richtig in den Beſitz des Empfängers,
der nicht wenig erſtaunt war über den unheimlichen Spürſinn
der Stefansjünger ſeines Ortes

R. Deſſau, 1. März. (Die anhaltiſche Schulregie-
rung) erläßt eine Bekanntmachung über den Turnunterricht,
in der es u. a. heißt: Mit dem Wegfall der allgemeinen Wehr-
pflicht erwächſt den Schulen eine größere Verantwortung bezüg-
lich der Ausbildung auch der körverlichen Kräfte der Jugend. Es
iſt Pflicht der geſamten Lehrerſchaft, die Bedeutung der Leibes-
übungen nicht nur für die Ausbildung des Körpers, ſondern auch
der Willenskraft der Jugendlichen mehr als bisher zu werten
und auch die Eltern der Schüler und Schülerinnen bei paſſender
Gelegenheit nach dieſer Richtung hin aufzuklären. Um das
Turnen hinter den' anderen Unterrichtsgegenſtänden in der all
gemeinen Einſchätzung nicht mehr zurücktreten zu laſſen, ſind
mit Beginn des neuen Schuljahres in allen Schulen die Lei-
ſtungen im Turnen bei der Feſtſetzung der Durchſchnitts- und
Verſetzungszeugniſſe, auch bei der Reifeprüfung, abgeſehen von
den Vefreiungsfällen, zu werten. Befreiungen vom geſamten
Turnunterricht ſind nur noch im äußerſten Notfalle ſtatthaft.
Abgeſehen von den eigentlichen Turnſtunden iſt in den höheren
Lehranſtalten und den Rektoratsſchulen ein Spielnachmittag, der
mindeſtens zwei Stunden umfaßt, in jeder Woche als Pflicht-
unterricht vom vierten Schuljahr ab einzuführen.

c. Bernburg, 3. März. (Die Lebensmittelkon-
trolleure mit dem Revolver.) Jm Oktober v. J. war
es in Bernburg in der Wohnung des Schuhmachermeiſters Max
Klippe zu einem ſchweren Zuſammenſtoß mit den drei Lebens-
mittelkontrolleuren Koch, Wölfert und Axthelm gekommen. Die
drei Kontrolleure fanden bei einer Durchſuchung der Klippeſchen
Wohnung größere Mengen beſchlagnahmter Lebensmittel vor.
Der 16jährige Sohn Klippes wollte eine Quantität Mehl nicht
hergeben, weil ſie nach ſeiner Meinung rechtmäßig erworben
worden war. Während die Kontrolleure dem Vater Klippe
drohten, ſie würden ihn ſo lange einſperren, bis er die Namen
ſeiner Lieferanten nenne, wurde der Sohn von dem Lebens-
mittelkontrolleur Wölfert an der Bruſt gepackt, an die Wand ge
drückt und mit dem geladenen Revolver bedroht. Nur dem Da-
zwiſchentreten eines Nachbarn war es zu verdanken, daß ein
großes Unglück verhindert wurde. Am Dienstag fand die An-
gelegenheit vor dem Bernburger Schöffengericht ein Nachſpiel.
Klippe ſen. wurde wegen Wirtſchaftsvergehens zu 200 Mk. Geld-
ſtrafe verurteilt; die von ihm nicht rechtmäßig erworbenen Vor-
räte wurden eingezogen. Der Lebensmittelkontrolleur Wölfert
wurde wegen Nötigungsverſuches in zwei Fällen zu 100 Mark.
Axthelm wegen desſelben Vergehens zu 50 Mark Geldſtrafe ver
urteilt. Kl. jun. und Koch wurden nButtſtädt, 3. März. (Rätſelhafte Kindesent-
führung.) Jm Jahre 1912 machte Frau Werther aus Guth-
mannshauſen einen Beſuch in dem Kinderheim Lichtenhain, wo
ſelbſt deren Schweſter als Pflegerin tätig war. Von dieſer wurde
der Beſucherin mitgeteilt, daß ſich in der Anſtalt ein Mädchen
von einem halben Jahre befinde, das von der Mutter verlaſſen
ſei, ob Frau Werther das Kind nicht in Pflege nehmen wollte.
Frau W. ſagte zu und nahm die Kleine mit nach ihrem Wohnort
Guthmannshauſen. Das Mädchen wurde durch Frau Werther
erzogen, ſo daß das Kind nicht anders wußte, als die Werther-
ſchen Eheleute wären ſeine Eltern. Als das Kind ſchulpflichtig
wurde, ward es von Werthers in die Schule geſchickt, die es bis
Donnerstag, den 12. Februar d. J., beſuchte, an welchem Tage
ſich folgende Begebenheit abſpiclte: Mittags 12 Uhr erſchien ein
Auto vor der zweiten Schule des Ortes. Der Kraftwagen war
beſetzt mit zwei Damen und einem Herrn. Dieſer Herr ſchwang
fo aus dem Auto und erwartete das Kind, das zu dieſer Zeit in
er Schule war, vor dem Schulgebäude. Als das Mädchen us

der Schule trat, ergriff er es mit beiden Armen und ſchleppte das
ſchreiende und jammernde Kind in das Auto, worin die beiden
Damen ſaßen; dieſe nahmen das Kind zwiſchen ſich und ſchlugen
Decken um dasſelbe. Der Herr ſtieg ein und das Auto ſauſte in
raſendem Tempo, trotz der Zurufe der ſich inzwiſchen angeſamml-
ten Menſchen, in Richtung Weimar davon.

Saalfeld, 3. März. (Neuanlage von Griffel-
ſchieferbrüchen.) Veranlaßt durch die ganz außerordent
lich geſtiegenen Preiſe für Schiefergriffel. die annähernd das
Sechzigfache des Friedenspreiſes erreicht haben, kann man in
der Saalfelder Gegend jetzt vielfach die Beobachtung machen, daß
an ſolchen Stellen, wo das zum Paläozoikum gehörige Unterſilur
oder die ſogenannte Thüringiſche Griffelſchieferformation zu
tage tritt, jetzt ſehr eifrig nach dieſem wertvollen Geſtein ge

ürft wird. Dem Fachgeologen iſt es wohlbekannt, daß ſolches
im ſüdlichen Thüringer und im Frankenwald in mehreren Strei
fen von teilweiſe ziemlicher Oberflächenverbreitung vorhanden iſt.
Auf dieſen Schichten geht auch bereits ſeit etwa 60 Jahren der
Schiefergriffelbergbau Steinach, Haſelbach, Haſenthal, Spechts.
brunn und Döſchnitz. Es iſt für den Laien ſehr ſchwer, den Hebef
an der richtigen Stelle anzuſetzen, da nicht aller unterſiluriſcher
Tonſchiefer zur Herſtellung von Schiefergriffeln geeignet iſt
Um ihn vor nutzloſen und koſtſpieligen Verſuchen zu bewahren
ſei darauf hingewieſen, daß die Geologiſche Landesanſtalt in
Berlin bereit iſt, ſach- und fachmänniſche Auskünfte zu erteilen

H. Meufſelwitz, 8. März. (Durch Kohlengaſe er
u Die auf der Mariengrube beſchäftigten Arbeiter Paul

hurm und Walter Jakubowsky ſtiegen ohne Erlaubnis in den
Schacht. Da der Luftzufüh lh in S n e



An of
Halle, 4. März.

Gedenkfeier zu Ehren der vor einem Jahr
dei den Unruhen gefallenen Landesjäger

Geſtern vormittag hatten ſich auf dem Gertraudenfriedhof
die hieſigen Landesjäger, die Waffenſtudenten unſerer alma
mater und ein kleiner Kreis Halleſcher Bürger zuſammen
gefunden zur ſtillen Gedenkfeier für die im März vorigen Jahres

gefallenen Landesjäger. „Sei getreu bis an den Tod, ſo will ich
dir die Krone des Lebens geben.“ Dieſe Worte hatte der Pfarrer
Niewerth ſeiner Andacht zugrunde gelegt. Dank den Ge
ſallenen, daß ſie die deutſche Treue bewieſen haben. Unſere
Pflicht iſt es, von Geſchlecht zu Geſchlecht zu überliefern, daß es

von Gott gewollte Beſtimmung iſt, daß wir unſer Leben ein
fetzen; dann wird uns auch wieder ein deutſcher Frühling blühen.
Als älteſter Kommandeur und Führer der 83. Abteilung des
Landesjäger Regiments legte Major Lucius einen Kranz auf
das Grab der gefallenen Krieger nieder. Herr Minner, ein
Vertreter des Halleſchen Bürgerausſchuſſes, gedachte in markigen
Worten der bei Wiederherſtellung von Ruhe und Ordnung ge
fallenen Landesjäger. Er legte das Gelöbnis ab, daß die Bür
ger der Stadt Halle ihren Ruheplatz als Kleinod hegen und
pflegen würden. Darauf wandte ſich Oberſt Zetteritz,
Kommandeur des Landesjäger-Regiments, an ſeine Leute und
ermahnte ſie, den gefallenen Kameraden nachzueifern. Gr
dankte den Erſchienenen, insbeſondere den Vertretern der
ſtudentiſchen Verbände; der deutſchen Jugend, für die Teilnahme
an der erhebenden Feier.

J
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Vortragskalender
des Deutſchnationalen Volksvereins

Halle und Saalkreis.
Märzverſammlungen abends um 8 Uhr im „Neu-

marktſchützenhaus“:
Am Freitag, den 5., öffentliche Verſammlung: Abgeordneter

Dr. Oberfohren-Kiel: „Unſere wirtſchaftliche Not und
die demokratiſche Regierung“. Anſchließend freie Ausſprache.
Eintritt frei feſter Platz 1 Mark.

Am Mittwoch, den 10. März: Königin Luiſe-Ge
denken, nachmittags um 83 Uhr, im Mozartſaal, Weidenplan,
Vortragsfolge: Muſikvortrag, Anſprache, Frl. Böriung, Merſe
burg; muſikaliſcher Vortrag, Hauptrede: Margarete Behm,
Mitglied der Nationalverſammlung. Schlußlied. Karten gegen
Vorzeigung der Mitgliedstkarte in der Geſchäftsſtelle.

Am Sonntag, den 14. März, Lormittags um 1124 Uhr im
Walhallatheater Abg. Pfarrer Dr. Traub: „Chriſtentum und

Kommunismus“.
Alle übrigen Karten für Mitglieder in der Geſchäftsſtelle,

ſonſt bei der „Halleſchen Zeitung“ und in der Lippertſchen Buch
handlung, Gr. Steinſtraße 78.

Die Verſorgungsſtelle Halle früher Bezirkskom
mando) bittet im Auftrage des Verſorgungsamtes in Magde-
vurg um Veröffentlichung des nachſtehenden Artikels: Die Fälle
mehren ſich, in denen Perſonen von auswärts beim Verſorgungs-
amt in Magdeburg perſönlich vorſtellig werden, um Unter
ſt ützungen zu beantragen, oder um ſich nach dem Stand
ihrer Rentenverfahren zu erkundigen. Die Reiſen ſind faſt
immer nutzlos, da dort auch nur der Beſcheid gegeben werden
kann, welchen die zuſtändige Verſorgungsſtelle ebenſo erteilen
konnte. Ganz abgeſehen davon, daß ſolche Beſuche den Ge
ſchäftsgang ſehr erheblich beeinträchtigen, erklären die Rat
ſuchenden in den meiſten Fällen, kein Geld zur Rückreiſe zu be
fitzen, ſo daß vom Verſorgungsamt ſtändig eine Reiſeunter-
ſtützung gewährt werden muß. Um den vorange ührten Uebel
ſtänden zu begegnen, werden die Rentenempfänger uſw. darauf
aufmerkſam gemacht, daß perſönliche Nachfragen bei den vor
geſetzten Behörden keinen Zweck haben, daß ſie ſich vielmehr in

allen ihren Angelegenheiten an die Verſorgungsſtelle (früher Be
zirkskommando) oder aber an die örtlichen Wohlfahrtsämter zu
wenden haben. Werden trotzdem Reiſen unternommen, ſo ge

teht dieſes auf eigene Gefahr ohne irgendwelche Ent
fchädigungsanſprüche.

Ueber das Betriebsrätegeſetz und die bevorſtehenden
Wahlen ſprach am Dienstag abend im chriſtlichen Ge
werkſchaftskartell Sekretär Collel. Eingangs kenn-

ichnete Redner in gebührender Weiſe die Unabhängige Sozial
emokratie, die mit allen Mitteln das Betriebsrätegeſetz zu Fall

bringen wollte, um ſich dann an die Spitze zu ſtellen und die
Diktatur des Proletariats einzuführen. Da ihnen dies nicht
e: ungen iſt, ſo wollen ſie bei den kommenden Wahlen nochmals

Heil verſuchen, um die Macht in ihre Hände zu bekommen
rfreulicherweiſe hat aber das Geſetz den Unabhängigen Hand

ſchellen angelegt. Das Beſtreben der Unabhängigen geht 5e
kanntlich dahin, die beſtehenden Arbeiterorganiſationen zu be-
ſeitigen und an deren Stelle die Betriebsräte-Organ'iſationen
e:nzuführen. Redner erläuterte alsdann die wichtigſten Punk'e
des Betriebsrätegeſetzes, und zwar die Wahlen ſelbſt, die Auf-
er und Befugniſſe der Berriebsräte, ferner die Schutz und

trafbeſtimmungen uſw. in arer, anſchaulicher Weiſe. Da die
Wahlen der Betriebsräte in den nächſten Wochen erfolgen, ſo iſt
es notwendig, daß auch die chriſtlich organiſierte Arbeiterſchaft
eigene Liſten aufſtellt. Wo dies nicht der Fall iſt, ſind nur
ſolche Kandidaten zu unterſtützen, die der radikalen Richtung
nicht angehören. Gelingt es, die richtigen Leute als Betriebs
räte zu bekommen, dann kann das Geſetz nur für die Arbeiter
ſchaft ſegensreich wirken. An den Vortrag ſchloß ſich eine
rege Ausſprache. Eingangs der Verſammlung wurde be-
ſchloſſen, künftig die Verſammlungen jeden zweiten Dienstag
im Central-Lichtſpieltheater- Reſtaurant abzuhalten. Karten

den Volksvorſtellungen für das Stadttheater ſind in
Wunſ für alle Mitglieder des chriſtlichen Gewerkſchaftskartells

und ren Angehörige beim Kaufmann Karl Eckardt,
Beeſener Straße 63 (Tel. 2569) u haben.

Schwindler. Der Landesbezirksleiter der Tech niſchen
Nothilfe teilt uns mit: Der von der Techniſchen Nothilfe,
Landesbezick Halle, wegen Unzuverläſſigkeit aus dem Bürodienſt
am 1. Februar 1920 entlaſſene Kaufmann Benno Bock, bis
her wohnhaft Parkſtraße 12, hat erfolgreich verſucht, an ihm
bekannt gewordene Mitglieder unſerer Organiſation und ſonſtige
Perſonen angeblich ſpäter zu liefernde Lebensmittel
gegen Vorſchüſſe zu verkaufen unter der Vor
ſpiegelung, daß die Techniſche Nothilfe aus Heeresbeſtänden
Lebensmittel mit der Berechtigung empfinge, dieſe an ihre Not
helfer zu Vorzugspreiſen abzugeben. B. hat an verſchiedenen
Stellen Beträge vereits zu erlangen ußt, und es wird des
halb öffentlich vor ihm gewarnt, da die Techniſche Nothilfe über
die vorgeſpiegelten Lebensmittel gar nicht verfügt.

Das Februarheft der Mitteilungen der Handelskammer zu
lle foeben erſchlenen. Es bringt Mitteilungen über das

der delskammerwahlen, poſtaliſche Beſtimmungen,

abgeſchloſſenen Tarifverträge für Zaufmänniſche und tech
niſche Angeſiellte ſowie der ergangenen Geſetze Erlaſſe, Ver
ordnungen und Bekanntmachungen iſt weiter fortgeſetzt. Die
Mitteilungen der Handelskammer werden allen wahlberechtigten

irmen, welche der Handelskammer einen entſprechenden Wunſch
undgeben, unentgeltlich verabfolgt. Vom 1. April ab ſoll eine

Bezugsgebühr, erhoben werden.

Familien- Nachrichten
Vermählung: Hermann Tegtmeher und Lina geb. Saß-

mannshauſen
Am 2. März Werkmeiſter Otto HoffmannTodesfälle:

im 38. Lebensjahre. Am 1. März Gertrud Schulze geb.
Wagner im 32. Lebensjahre. Am 2. März Roſa Wieſen
grund geb. Rügländer im 77. Lebensjahre. Am 1. März
Luiſe Köppe geb. Roeſer im 27. Lebensjahre.

„H Sporkbertehte
Eine Sportſteuer in Jena. Der Gemeinderat von Jena

hat bei der Annahme einer neuen Vergnügungsſteuer den An
trag der Sportvereine, die ſportlichen Veranſtaltungen von der
Steuer auszunehmen, zwar abgelehnt, aber beſchloſſen, die Ein
nahmen aus der Beſteuerung der ſportlichen Veranſtaltungen
zu einem Fonds für die Förderung des Sports und der Körper-
pflege anguſammeln.

Elternbeiräte und Leibesühungen. Zu den bevorſtehenden
Wahlen der Elternbeiräte werden bisher Liſten vielfach nur nach
politiſchen und kirchlichen Parteien aufgeſtellt. Es iſt nötig, daß
die Turn und Sportverbände unverzüglich durch Rundſchreiben
und Veröffentlichungen in der Preſſe auffordern, nur ſolche
Männer hineinzuwählen, die von Leibesübungen und Schul
geſundheitspflege etwas verſtehen. Der Jugendausſchuß des
Deutſchen Skiverbandes hat in einem ſolchen Rundſchreiben an
ſeine Mitglieder die Eltern aufgefordert, in den Elternbeirats
verſammlungen für vermehrte Pflege des Schneelaufs (und der
übrigen Arten der Leibesübungen, insbeſondere der winterlichen)
einzutveten.

Generalſekretär Diem des Deutſchen Reichsausſchuſſes
für Leibesübungen iſt zum Ehrenmitglied des Verbandes
Deutſcher Sportleiter ernannt worden.

s. Nochmals die neuen Renngeſetze. Die von anderer Seite
gebrachte Nachricht, daß die neue Rennordnung nun doch ſeitens
des Landwirtſchatfsminiſteriums abgelehnt ſei, iſt unzutreffend.
Die Sachlage iſt vielmehr, wie uns das Landwirtſchaftsminiſte-
rium mitteilt, folgende: Das Große Schiedsgericht für Renn
angelegenheiten, das die neuen Renngeſetze ausgearbeitet hat, hat
dieſe dem Landwirtſchaftsminiſterium ohne jede Begründung vor
gelegt. Bei einer Anzahl von Paragraphen iſt die Notwendigkeit
und Zweckdienlichkeit der Abänderung gegenüber den alten Renn-
geſetzen nicht ohne weiteres erſichtlich. Das Landwirtſchafts
miniſterium reichte deshalb die Renngeſetze an das Große
Schiedsgericht zurück mit dem Erſuchen, dieſe Abänderungsvor
ſchläge zu begründen. Hierdurch wird allerdings bedauerlicher-
weiſe die Genhmigung der neuen Renngeſetze verzögert. Es
bleibt aber zu erwarten, daß die von dem Miniſterium erbetene
Begründung ſeitens des Großen Schiedsgerichts unverzüglich ge-
geben wird, ſo daß einer baldigen Entſcheidung über die neuen
Renngeſetze nichts entgegenſteht.

s. Auflöſung des Verbandes Deutſcher Reiter- und Pferde-
zuchtVereine. Der Verband Deutſcher Reiter und Pferdezucht-
vereine beſchloß auf ſeinem 37. Verbandstage in Berlin ſeine
Auflöſung. Die Hauptaufgabe des Verbandes beſtand in der
Förderung des kleinen Sports, wie er jetzt vom Reichsverband
für deutches Halbblut gepflegt wird. Es gehörten ihm zuletzt
56 Vereine, darunter Kaſſel, Danzig-Zoppot, Deſſau, Detmold,
Frankfurt a. O., Kottbus, Kiel, Kolberg, Ludwigsluſt, Münſter,
Norderney, Oldenburg, Phrmont, Rathenow, Stendal, Stettin,
Tilſit an. Das vorhandene Vermögen wurde dem Verband
Deutſcher Herrenreiter überwieſen.

nd O'iginal- Meldungen der
volkswirtſchaftlichen Teils nur mit genauer Quellenan gabe Halleſche Zeitung geſtatte,

Ein Enteignungsgeſetz für Braunkohlenfelder
in Braunſchweig

Braunſchweig, 3. März.
Wie verlautet, iſt nach einer eigenen Drahtmeldung der

„H. Z.“ im braunſchweigiſchen Stagtsminiſterium der Ent
wurf eines Geſetzes ausgearbeitet worden, durch das
dem braunſchweigiſchen Staate aus dringenden Gründen die
Befugnis eingeräumt wird, die Braunkohlenfelder des
braunſchweigiſchen Landesgebiets im Ent-
eignungswege zu übernehmen. Die von der Regie
rung geplanten Maßnahmen gewinnen beſondere Bedeutung
durch die vor kurzem in der Preſſe erſchienenen Nachrichten, daß
die brandenburgiſchen Kohlenlager von der Riebeck-Montangeſell-
ſchaft in Halle a. S. übernommen werden ſollen, die ihrerſeits
angeblich wiederum vor der Verſchmelzung mit einem großen
Schiffahrtsunternehmen ſteht. Der Entſchluß, auf die Beſitzer
der braunſchweigiſchen Braunkohlenvorkommen maßgebenden
Einfluß zu gewinnen, ſteht bei der braunſchweigiſchen Regierung
feſt.

Aktiengeſellſchaften
Bitterfelder Louiſen-Grube, Kohlenwerk und Ziegelei, Akt.

Geſ. in Berlin. Die Generalverſammlung ſetzte die Dividende
auf 30 Prozent (26), die Ausſchüttung aus der Sonderrücklage
auf 34 Prozent feſt. Der Vorſtand teilte mit, daß das Werk
unter Wagenmangel außerordentlich zu leiden habe. Man
könne ſagen, daß durch die Verkehrsverhältniſſe im Durchſchnitt
täglich 60--75 Prozent der Förderung gedroſſelt werden. Wenn
das Wirtſchaftsleben wieder aufkommen ſoll, ſo ſei vor allem
erforderlich, daß eine Beſſerung der Verkehrsverhältniſſe eintritt,
Jm übrigen könnte geſagt werden, daß die Ergebniſſe ſtark beeinflußt werden durch die ſprunghaft ſteigenden Löhne und
Materialpreiſe. Jm Hinblick auf die vorſichtige Bilanzierung
glaube die Verwaltung indeſſen unter allem Vorbehalt, wieder
ein günſtiges Reſultat in Ausſicht ſtellen zu können.

Apollo-Werke, Akt.Geſ. in Apolda (Thür.). Ueberſchuß
323 849 Mark (197 257), Dividende 10 Prozent (7).

Die Zeitzer Eiſengießerei und Maſchinenbau A.G. erbittet
die Genehmigung zur Ausgabe von noan. 2 Mill. M. Obli-
gationen.

Saline Schönebeck. Die ſtaatliche Saline Schönebeck, eine
der älteſten und größten Preußens, ſollte ſtill gelegt wer
den, nachdem die Er zeugung im letzten Geſchäftsjahr auf
ein Drittel von 1913 zurückgegangen war und der
notwendige Zuſchuß etwa dreiviertel Millionen
Mark betrug. Neuerdings iſt jedoch die Arbeiterſchaft
zur Akkordarbeit zurückgekehrt und die Gefahr der
Einſtellung des Betriebes, die das Ende des Bahes Elmen be
deutet hätte, ſcheint damit einſtweilen beſeitigt. Jn der preu
ßiſchen Landesverſammlung ſoll die Regierung demnächſt befragt
und gebeten werden, im Jntereſſe des Ortes Groß-Salze undEteuerfragen, i über Auslandsfragen und den Außene S Handel wiſſenswerte des Bades Elmen den Betrieb, auch wenn ſich Zuſchüſſe nicht

Jnadufſtrie, Hangel, Handwerk

Nene amerikaniſche Kalikäufe. Beim Kaliſyndikat ſind am
rikaniſche Aufträge in Höhe von 50 Mill. Dollar eingelagte
die ſich auf mehrere Jahre verteilen. fen,

Der Schiffsverkehr auf der Elbe und der Saale iſt bei dem
günſtigen e ſehr rege. Der Talverkehr auf der
Elbe umfaßt hauptſächlich Rohzuckeriransporte aus der Tſchech
ſlowakei, die über Hamburg ausgeführt werden, ferner e
frachten des Kaliſyndikats. Das Berggeſchäft iſt geringer
die Kohlenzufuhren aus dem Weſten ſtark eingeſchränkt
Die Elbe- und Saaleſchiffer klagen über Mangel an Holz, u
ihre Fahrgeuge ausbeſſern zu können. m
x Elbſchiffahrt. Am 1. März traf Eildampfer „Pauſg“ in
Aken ein.

werden. Die zum Verkauf kommenden 2305 Bullen und 208lichen Tiere werden unmittelbar vor dem Auſtrieb kliniſch

Verdachtsmomente für das Beſtehen dieſer Krankheit vor in
ſind. Die Bullen werden auf dem dende
und zur Verſteigerung nur e wenn ſie die
Vorkörung haben. Jn der eilung „weibli Tiere“

Berliner Börlenberichte
Börſenſtimmungsbild. An der Börſe breitete ſich die Nei

n weiter aus. Angeblich hat hierzu der Eind
in Wien ſich vollziehenden Abſchwächung beigetragen.

allgemeinen gewannen jedoch die Kursrückgänge keinen

bevorzugte Werte des Kolonial und Monkanmarktes. Htapi
verloren mehr als 79, Vochumer Gußſtahl über 20, Phönix 11
und Laurahütte 26 Prozent. Andererſeits find aber auch Hurs-
erhöhungen zu verzeichnen, ſo bei Deutſchen Waffenaktien die
25 Prozent, und Deutſch Ueberſeeaktien, die 90 Prozent
wannen. Von Schiffahrtsaktien beſſerten ſich Argo um 290, Ha
um 35 und Norddeutſcher Lloyd um 3 Prozent. Ueber
wann. im Verlaufe die Haltung bei
feſteren Anſtrich. Gute Erholung zeigten Phönixaktien, die nohh
13 Prozent über den vorgeſtrigen Kurs hinausſtiegen. Am An
lagemarkt hoben ſich für die deutſchen Werte die Kurſe zum Teil
etwas. Merxikaner gaben teilweiſe nach. Oeſterreichiſche und
ungariſche Werte ſchwächten fich im Kurſe ab. Gegen Schluß
machte die Befeſtigung an der Vörſe Fortſchritte. Namentſig
für Petroleumaktien zeigte ſich größeres Jntereſſe. Dismarg
hütte gewannen unter Schwankungen 80 Prozent. Auch Phönir
aktien ſtiegen weiter an.

Produktenbericht. Am r ſtanden vermehrter Kauf
luſt nur Angebote zu erhöhten Forderungen gegenüber. Namen
lich für Abladungen in der zweiten t des Monats Für
Hülſenfrüchte machte ſich nur wenig Kaufluſt bemerkbar. Inter
eſſe zeigte ſich für ganz ſchnell umzuſetzende Waggons. Lupi
nen behaupteten ihre feſte Haltung. Serradella litt unter An
gebot. Jn Rauhfutter geſtaltete ſich das Geſchäft ruhiger.

Hafernotiernngen:
Berlin, 3. März. Inländiſcher Hafer, für 1000 kg in Markloko ab Speicher frei Wagen loko ab Bahn e

tige Abladung 4700 4760 Mk. Tendenz: feſt.
Deviſen-Notierungen:

Berlin, 3. März.
Geld Brief Geld BriefAmſterd.-Rotterd. 3673), 36811. NewYork 99,65 99

BrüſſelAntwerp. 730 7312. Varis 703.90Chriſtiania 1694 Schweiz 1621/,Kopenhagen 1498 1501 Spanien 1723Stockholm 1864 1868 Wien (altes) 40,74
Helſingfors Oeſterreich abgeſt. 3946 395
talien 537 538 rag 99,77 9997London 343,65 344,35 l Budapeſt 35,71

Im freien Verkehr wurden nicht amtlieh ermitteltDentsche Werte Deutsehe Veberse e- Bl. 123
4 Deutsche Sechatz- Deutsehe Erdöl 907.scheine VI--IX entsche Gasglähl.
5 Deutsche Reichsanl. 72 eutsche Kali 2504 70, Deutsche Waff. u. Mun. 5293 i 73.75 Donnersmarkhütte 43 63, Döring u. Lehrmann 1024 Preuss. Konsols 39., 75 Dürkoppwerke 573 h Elberfelder Farben W35 m Engelhard Brauerei m4 Charl. Stadtanl. s59/99 Felten u. Guilleaume4 Magdeb Stadtanl. 91/06 Gasmotoren Deutz
490 n. Sächs. landsechaft-

liche Pfandäbriefe
4 Preuss. Centr.-Bod.-

Gebhardt u. Co.
Gebhardt u. König
Gelsenktreh. Bergb.

Pfandbriefe Glanziger Zuckerfbr.4 Preuss. Hypot. Bank Hallesche Masch.-Fabr.
Pfandbriefe 1911 v Hann. Masch.4, Dessauer Gas-Oblig. Harpener Berg

4 Hasper Bisen
Hirsch KupferHöehster Farbw.

oeseh Risen u. Stahl
Hohenlohe- Werke

v

Auslünd. Werte4 Oesterr. Kron.-Rente
4 Ungar. Gold-Rente 77.4 Vngar. Kronen-Rente 44.90 Humboidt- Masen.

Bisenbahn- Aktien Ilse-Berghbau JHalberstadt -Blankenb. I105. El r n
Halle-Hettstedter 101.50 Körbiod. Zueker- Akt.
Sehantungbahn 692, Kytthäuserhütte WAllg. Lokal-Str 168. Khmeyer u. Co.
Gr. Berl. Str. Ic5, LauchhammerMagdeburger Str. T LaurahntteLux. Prinz Heinrich.-B. 900 Lingel. FrfurtOrientbahn 389.50 ine u Hotmenn
Sehiftahrts-AKt. Ludwig Loewe u.
Hambg. Paketfahrt 153, Lothringer Hütte 27Hambg. -Südamerika 25.- Mannesmannröhren 7
Hansa-Dampfsehif 389., Masehinenfabr. Bnekan
Nordd. Lloyd e 180 Obersehl. Rieenb. Bed.

Banken: do. Caro Heg. 2Bank für Thür. 166. do. Kokswerkoe 130Berl. Handelsges. 123 L. Orenstein u Koppel 107
Comm u. Diskontobank 180.75 Phöniz-Bergb.
Darmstädter Bank 149, Rhein Metall-Vorz. MDess. Landesbank Rhein StahlwarenDeutsehe Bank 312. Riebeck. Montan
Diskonto-Comm. 238. Rombacher Hütten 44
Dresdner Bank 191.75 Rositzer Braun 20Credit-Anst. Leipzig 122.50 ositzer Zucker uMitteld. Kreditbank 155. Sangerhäuser Maseh.

v Privat- Bank 1709. Hugo Sehneider u. 261Nationalban k. 169 50 Schuckert u. Co.
Oesterr. Kredit 132.50 Siemens u. Halske eReichebank 1601.75 Stettiner Chamotte

Stettiner Vnlkan 99Industriegz Aktien Stoliberger 2 n.Schultheiss- Brauerei 315. Strals. Spielkarten
Akt. t. Anilin 41 l. Toerra“, Samen-A.-G. sAiigem. Rlektr.-Ges. 4600 S haje Bisenhütte. 2
Ammendorfer Papierf. Priptis- Akt. Ges. cAnhalter Kohlenw. 375. Tür igene Tabakregio
Annaberger Steingut 382. Ver. Köln-Rottweiler n
Badische Anilin 569975 Gianzetott Rlberf.
Bergmann Elekt. Akt. 310., Wegeſin u. Hübner 3Berl. Maseb. c Ban. Werseh.- Welssent. Brk.Bismarekhütte 480, Westeregein-AlkaliBochumer GuBstahl J 425. Wittener Gu!stahbl 7
Chem. Fabrik Buekau Wrede-Malzerei 58:Qhem. Griesheim Zeitzer Masch. 133Ghem. v. Hevden 9520 J Zeolletott Waldhofk
Consolidation Schalke 520, Otavi-Minen
n e grtabr 380,r 27 endenz lest.Deutseh-Luxemburg 13262, 7

X

riftleiter: Helmut Böttcher.
Esrantworilich e Vokitik- Helmut Böttcher: für volitiſche Rabris
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